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Gültigkeit der Wahl
§ 17

Die neugewählten Volksvertretungen entscheiden 
über die Gültigkeit ihrer Wahl und prüfen das Recht 
der Mitgliedschaft.

§ 18
(1) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann binnen 

2 Wochen nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
vom Nationalrat der Nationalen Front des demokra­
tischen Deutschland bzw. von den betreffenden Aus­
schüssen der Nationalen Front bei der jeweiligen 
Volksvertretung Einspruch eingelegt werden.

(2) Die Volksvertretung hat ln ihrer nächsten Ta­
gung über den Einspruch zu entscheiden.

(3) Wird die Wahl in einem Wahlkreis oder zu einer 
Volksvertretung für ungültig erklärt, so hat innerhalb 
von 3 Monaten in dem betreffenden Wahlkreis bzw. 
zu der betreffenden Volksvertretung eine Neuwahl 
stattzufinden.

§ 19
Abberufung von Abgeordneten

(1) Die Wähler haben das Recht, in von den zustän­
digen Ausschüssen der Nationalen Front des demokra­
tischen Deutschland ordnungsgemäß einberufenen

Wählerversammlungen die Abberufung von Abgeord­
neten der Volksvertretungen zu beantragen.

(2) Die zuständigen Volksvertretungen entscheiden in 
diesen Fällen über die weitere Mitgliedschaft.

Schlußbestimmungen
§ 20

Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Repu­
blik erläßt zur Durchführung der Wahlen weitere Be­
stimmungen.

§ 21

(1) Dieses Gesetz tritt am 31. Juli 1963 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
a) Gesetz über die Wahlen zur Volkskammer der 

Deutschen Demokratischen Republik am 16. No­
vember 1958, vom 24. September 1958 (GBl. I
S. 677);

b) Gesetz über die Wahlen zu den örtlichen Volks­
vertretungen in der Deutschen Demokratischen 
Republik, vom 3. April 1957 (GBl. 1 S. 221);

c) Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Wah­
len zu den örtlichen Volksvertretungen in der 
Deutschen Demokratischen Republik, vom 6. Juli 
1961 (GBl. I S. 151).

Das vorstehende, von der Volkskammer am einunddreißigsten Juli neunzehnhundertdreiundsechzig beschlossene 
Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den einunddreißigsten Juli neunzehnhundertdreiundsechzig

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. и 1 b г i c h t

Erlaß
des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Wahlen zur Volkskammer und zu den örtlichen 

Volksvertretungen der Deutschen Demokratischen Republik. 
(Wahlordnung)

Vom 31. Juli 1963

Auf der Grundlage des Gesetzes über die Wahlen zu 
den Volksvertretungen der Deutschen Demokratischen 
Republik (Wahlgesetz) beschließt der Staatsrat folgende 
Wahlordnung:

I.
W a h l k o m m i s s i o n e n  

§ 1
Arten der Wahlkommissionen

Zur Leitung der Durchführung der Wahlen zur Volks­
kammer und zu den örtlichen Volksvertretungen der 
Deutschen Demokratischen Republik werden folgende 
Wahlkommissionen gebildet:
a) Die Wahlkommission der Deutschen Demokratischen 

Republik (Wahlkommission der Republik);
b) eine Wahlkommission in jedem Bezirk, jedem Kreis, 

jeder Stadt, jedem Stadtbezirk und jeder Gemeinde

(Bezirk-, Kreis-, Stadt-, Stadtbezirks- und Gemeinde­
wahlkommission);

c) eine Wahlkommission in jedem Wahlkreis (Wahl­
kreiskommission).

§ 2

Bildung der Wahlkommission der Republik
(1) Die Wahlkommission der Republik besteht aus dem 

Vorsitzenden, seinem Stellvertreter, dem Sekretär und 
bis zu 35 weiteren Mitgliedern.

(2) Die Wahlkommission der Republik setzt sich aus 
Vertretern der in der Nationalen Front des demokrati­
schen Deutschland vereinigten Parteien und Massen­
organisationen sowie aus weiteren hervorragenden Ver­
tretern der Arbeiterklasse, der Genossenschaftsbauern, 
der Intelligenz, der bewaffneten Kräfte und der übrigen 
werktätigen Schichten zusammen.


